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Kurzfassung

Nonprofit Organisationen (NPOs) erleben unter dem Einfluss der Europäisierung 
einen erheblichen Bedeutungszugewinn. Sie werden auf nahezu allen politi-
schen Ebenen in die Erstellung sozialer Dienste und in den Prozess der Politikfor-
mulierung eingebunden. Das trifft traditionell auf den kommunalen Bereich und 
hier insbesondere auf den Welfare Mix im Sinne von Adalbert Evers (2004b) zu, 
ist aber auch in den Arenen des europäischen Mehrebenensystems zu beobach-
ten. Hier erhoffen sich viele Experten eine Legitimitäts- und Effizienzsteigerung 
europäischen Regierens durch die Partizipation zivilgesellschaftlicher Akteure. 
Während jedoch die Bedeutung von NPOs für die Bereitstellung sozialer Diens-
te sehr gut erforscht ist, wurde die gegenwärtige Rolle von NPOs im Brüsseler 
„Interessenvertretungsgeschäft“ (Kleinfeld, Willems, u.a. 2007) bisher kaum hin-
terfragt. Die vorliegende Untersuchung füllt diese Lücke und gibt am Beispiel der 
sozialen Dienste empirisch fundierte Auskunft über die Rolle von deutschen und 
englischen NPOs als Governance-Akteure im europäischen Integrationsprozess. 
Dabei wird hinterfragt, welchen Einfluss die Ökonomisierung von Sozialpolitik 
auf das Selbstverständnis von NPOs hat, wie NPO-Akteure ihre Brüsseler Rolle 
als Politik(mit)gestalter einordnen und ob die Einbeziehung des Dritten Sektors 
tatsächlich zu einer Effektivitäts- und Effizienzsteigerung europäischen Regierens 
beitragen könnte.
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1. Einleitung

1. Einleitung

Als personennah erbrachte Hilfestellungen waren die sozialen Dienste schon 
immer auch Ausdruck von Nächstenliebe und nicht selten mit dem Vorsatz ver-
bunden, Abhilfe für unmittelbare Notlagen zu schaffen. Nicht zuletzt war die 
Entwicklung der sozialen Dienste in England zum Beginn der Industrialisierung 
im 19. Jahrhundert eng an die Entstehung des Armenrechts gebunden (vgl. Bahle 
2007). Unter den Oberbegriff der sozialen Dienste fallen so vielfältige Formen 
wie ambulante und stationäre Pflegedienste oder die Arbeit von Krankenhäusern 
und Altenpflegeeinrichtungen. Anbietende Einrichtungen wenden sich somit 
direkt an die Menschen mit ihren vielschichtigen Problemen, Hoffnungen und 
Wünschen. Die sozialen Dienste zielen dabei darauf ab, für elementare Lebens-
risiken gemeinschaftlich organisierte Daseinsvorsorgeinstrumente vorzuhalten. 
Aus diesem Gedanken heraus entstanden zunächst häufig im Lokalen assoziativ 
begründete Wohlfahrtseinrichtungen, deren Grundprinzipien sich noch heute in 
den Sozialsystemen moderner Wohlfahrtsstaaten wiederfinden.

Nicht nur in den vorliegend untersuchten Ländern Deutschland und England 
sondern weltweit sind gemeinnützige Organisationen in die Produktion sozialer 
Dienste eingebunden. Oft kommt ihnen bei dieser Aufgabe eine herausgehobe-
ne Bedeutung zu – das gilt für die deutschen Wohlfahrtsverbände genauso wie 
für die Mitgliedsorganisationen des National Council of Voluntary Organisations 
(NCVO) in England. Birkhölzer, Priller, u. a. (2005) unterstreichen in diesem Zu-
sammenhang beispielweise die lokale Verwurzelung freigemeinnütziger Träger, 
deren „private Einrichtungen für eine bürgernahe und effiziente Dienstleistungs-
erstellung sorgen“ (ebd.: 43). Zentrales Merkmal der Tätigkeit von gemeinnützi-
gen Organisationen, die auch als Nonprofit Organisationen (NPOs)1 bezeichnet 
werden, ist dabei die Erfüllung sozialer Aufgaben und weniger die Gewinner-
zielung (Non-Profit-Charakteristikum). Dabei wird davon ausgegangen, dass 
NPOs als Teil der Zivilgesellschaft – anders als privatgewerbliche und öffentliche 
Einrichtungen – über die Leistungserstellung hinaus auch reziproke Ressourcen 
(bspw. Vertrauen und Freiwilligkeit) mobilisieren können (vgl. Anheier 2002a: 
154ff.; Evers, Rauch, u.a. 2002). Diese Fähigkeit – zusammen mit professioneller 
Fachlichkeit auch Elemente bürgerschaftlichen Engagements für wohlfahrtspfle-
gerische Aufgaben nutzbar zu machen – wird als wichtiger Faktor eingestuft, um 
die Qualität und Individualität der sozialen Dienste zu erhöhen. NPOs spielen 
daher häufig eine wichtige Rolle bei der Erbringung sozialer Dienste.

1 Für eine detaillierte Begriffsabgrenzung siehe Kapitel 2.1
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Gleichwohl stehen NPOs gegenwärtig vor enormen Herausforderungen. In 
Deutschland gab es im Bereich der Daseinsvorsorge noch bis in die 1990er Jah-
re nur vergleichsweise wenige privat-gewerbliche Anbieter. Inzwischen müssen 
sich NPOs vermehrt in Preis- und Qualitätswettbewerben gegen gewinnori-
entierte Konkurrenten durchsetzen, für welche sich das Spektrum der sozialen 
Dienste zunehmend aus normalen, frei handelbaren Gütern zusammensetzt. Da-
mit wird nicht nur die öffentliche „Zentralisierung von rechtlicher Regelung und 
finanzieller Ausstattung der Wohlfahrtspflege“ (Haslinger 2009: 124) in Frage 
gestellt, sondern auch die traditionell hohe Qualität gemeinnütziger Dienstleis-
tungserstellung der Prüfung durch ein wettbewerbsorientiertes Effizienzpotential 
ausgesetzt; einige Autoren sprechen gleichsam von „subordinating welfare poli-
cy to the demands of flexibility“ (Moreno und Palier 2005: 153f.). Im Zuge die-
ser Entwicklung kommt es vermehrt zur Einführung kompetitiver Regulierungs-
mechanismen im Bereich der sozialen Dienste, wobei vermehrt die Frage nach 
dem wirtschaftlichen Wert von Sozialpolitik gestellt wird (vgl. Evers und Heinze 
2008).

Der Vorsitzende des Vorstandes des Evangelischen Johanneswerkes in Bielefeld, 
einem der größten diakonischen Träger in Europa, interpretiert diese Entwicklung 
als ein Spannungsverhältnis zwischen Tradition und Moderne: „Wichtig ist mir bei 
allen strukturellen Veränderungen in unserem Werk, die viel mit der zunehmen-
den Veränderungsgeschwindigkeit und dem Druck, die Strukturen einer verän-
derten Realität anzupassen, zusammenhängen, dass wir ein positives Verhältnis 
zu unserer Tradition bewahren“ (Gebhardt 2008: 25). Entsprechend dieser bei-
spielhaft wiedergegebenen Einschätzung resultieren die gegenwärtigen Heraus-
forderungen, denen sich soziale Dienstleistungsunternehmen aus dem Bereich 
des Dritten Sektors gegenübersehen, vor allem aus veränderten Finanzierungs-
perspektiven und sich wandelnden gesellschaftlichen Rahmenbedingungen. So 
erkennt Taylor (2002) in England einen generellen Rollenwechsel im Verhältnis 
zwischen öffentlicher Hand und Drittem Sektor, infolge dessen sich NPOs von 
gleichberechtigten Partnern zunehmend zu Auftragnehmern ohne Gestaltungs-
spielraum entwickeln („agents, providing services defined and circumscribed by 
the state“, ebd.: 78). In Deutschland wird auf ähnliche Widersprüche zwischen 
den gemeinwohlorientierten Zielen sozialpolitischer Handlungsfelder und den 
Effizienzüberlegungen kompetitiver Governance-Arrangements hingewiesen. 
Zimmer (1996) hat in diesem Zusammenhang bereits früh unterstrichen, das die 
Einführung von Konkurrenzprinzipien zu einer Schwächung von NPOs als Ort 
„konsensualer Konfliktregulierung“ (ebd.: 299) beitragen könnte.
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Korrespondierend zur Situation in Deutschland sind auch in England Ökonomi-
sierungseffekte im Bereich der sozialen Dienste zu beobachten. Diese lassen sich 
als Konsequenzen einer verstärkten Konkurrenz zwischen privat-gewerblichen 
Akteuren (Markt, Erster Sektor) und zivilgesellschaftlichen Anbietern (NPOs, 
Dritter Sektor) sozialer Dienste auffassen. In England profitierten beide Fraktio-
nen in den 1990er Jahren von einer verstärkten Auslagerung öffentlicher Dienst-
leistungsproduktion auf kompetitive Sozialmärkte. „Diese Konkurrenz wird aber 
fast ausschließlich über den Preis ausgetragen […]. Es besteht also kein Anreiz 
für die Anbieter, in Produktinnovationen oder bessere Qualität sozialer Dienste 
zu investieren, im Gegenteil“ (Bahle 2007: 136). Dieser Preiswettbewerb führt 
in seiner Darstellung zu einer zunehmenden Vereinheitlichung der Angebots-
vielfalt, die sich vor allem in einer Reduzierung der Pluralität und Qualität der 
Dienstleistungen niederschlägt. NPOs in England fällt es daher schwer, ihre rezi-
proken Vorteile auszuspielen, um beispielsweise ihre Einbindung in das soziale 
Gefüge der Gemeinde und die dadurch entstehenden Vertrauensbeziehungen 
nutzbar zu machen (vgl. Kap. 2.2.3). An diesem sich wandelnden Verhältnis 
von Sozial- und Wirtschaftspolitik wird ein sozialpolitischer Paradigmenwechsel 
deutlich, der sich auch als Spannungsverhältnis von Kooperation und Konkur-
renz beschreiben lässt. Weniger die Suche nach Übereinstimmung und Konsens, 
sondern Konkurrenz und Wettbewerb entwickeln sich zu den zentralen Leitmo-
tiven in der Ausgestaltung von Sozialpolitik.

Mit diesem Paradigmenwechsel ist eine Ökonomisierung der sozialen Diens-
te verbunden, die es aus Sicht der Europäischen Kommission (KOM) notwen-
dig macht, den Bereich sozialer Dienstleistungen in das europäische Binnen-
marktkonzept einzubeziehen. Dabei geht es aus Sicht der KOM weniger um 
eine Abwertung der sozialen Dimension dieser Leistungen der Daseinsvorsorge, 
als vielmehr um eine korrekte Einschätzung der damit verbundenen Marktimpli-
kationen. Dieser Europäisierungsprozess führt dazu, dass nicht nur Politikfelder 
mit einem deutlich zu erkennenden wirtschaftlichen Gewicht unter die Regeln 
des europäischen Wettbewerbsrechtes fallen, wie beispielsweise die Bauwirt-
schaft, sondern auch die wirtschaftlich relevanten Tätigkeitsbereiche der sozi-
alen Dienste. Für Kommunen in Deutschland und England bedeutet diese Ent-
wicklung, dass sie das europäische Wettbewerbsrecht zum Beispiel auch bei der 
Konzeption einer Pflegemaßnahme beachten müssen. Daraus ergeben sich zwei 
Konsequenzen, die unmittelbare Auswirkung auf die kommunale Auftragsverga-
be im Bereich der sozialen Dienste haben können:
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(1) Eine (für viele Akteure neue) Transparenzanforderung, vor allem verbunden 
mit der Pflicht Dienstleistungsaufträge eindeutig zu dokumentieren und de-
ren Bedingungen auf Anfrage umfassend offenzulegen.

(2) Das Verbot bestimmte Anbieter alleine auf Grund ihrer Rechtsform zu bevor-
zugen (‚funktionaler Unternehmensbegriff’ des europäischen Wettbewerbs-
rechts).

Durch diese Anforderung des europäischen Wettbewerbrechts werden keine be-
stimmten Governance-Arrangements ausdrücklich ausgeschlossen, trotzdem er-
kennen vor allem zivilgesellschaftliche Akteure darin eine mögliche Beeinträch-
tigung für das deutsche Sozialsystem. Aus der Sicht des Dritten Sektors hat das 
nicht zuletzt damit zu tun, dass viele Kommunen im Bereich der sozialen Diens-
te inzwischen auf konzessionierende Dienstleistungsverträge zu Gunsten kom-
petitiver Vergabeverfahren verzichten. Damit ist in der Einschätzung zahlreicher 
Experten eine zunehmende Gleichstellung von freien und privat-gewerblichen 
Anbietern sozialer Dienste verbunden (vgl. Bode 2007; Evers und Heinze 2008), 
die in Zukunft auf gemeinsamen Sozialmärkten im Wettbewerb stehen und die 
Sonderrolle der Freien Wohlfahrtspflege im Bereich der sozialen Dienste infrage 
stellen könnten.

Gleichwohl sich durch die Einbeziehung der sozialen Dienste in das europä-
ische Binnenmarktkonzept wirtschafts- und sozialpolitische Regulierungsbe-
reiche deutlich überschneiden, hat die EU bisher so gut wie keine Regelungs-
befugnisse im Bereich der Sozialpolitik. Die Mitgliedstaaten haben in diesem 
Politikfeld bisher von einer Übertragung souveräner Hoheitsrechte auf die Ebene 
der Union abgesehen.2 Im Resultat führt diese gewollte Kompetenzbeschränkung 
dazu, dass die KOM sozialpolitische Fragestellungen entweder mit den Mitteln 
der Offenen Methode der Koordinierung (OMK) zu regulieren versucht oder aber 
auf den Fundus ihrer wirtschaftspolitischen Befugnisse zurückgreift.

Im Fall der beispielhaft angesprochenen Pflegemaßnahme führt dieses Ungleich-
gewicht zu der widersprüchlichen Situation, dass die mögliche Gemeinwohlre-
levanz einer Dienstleistung durch den nationalen Gesetzgeber festzulegen ist. 
Auf Grund ihrer wirtschaftlichen Relevanz fällt die Bereitstellung dieser sozi-
alen „Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse’ (DAWI, oder 
‚Social Service of General Interest’, [SSGI]) jedoch unter das europäische Wett-

2 Diese Asymmetrie des Europäisierungsprozesses lässt sich unter anderem auf ein tief ver-
wurzeltes, national geprägtes Verständnis von Angehörigkeit und Bürgerschaft zurückfüh-
ren, genauso wie entsprechend immer wieder historische Argumente angeführt werden 
(vgl. Draperie 1990; Tinbergen 1965; Taylor 1983; Scharpf 1996: 109f.).
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bewerbsrecht. Infolge dieser Ungleichzeitigkeit europäischer Politikgestaltung 
könnte auf einer Stufe des Mehrebenensystems entschieden werden, dass eine 
besondere Aufgabe im Allgemeininteresse steht und ihre Erbringung daher mit 
öffentlichen Mitteln bezuschusst werden darf. Zugleich würde diese Subvention 
entsprechend des generellen Beihilfenverbotes nach Art. 107 I AEUV (ex-Art. 87 
I EGV) gegen das europäische Wettbewerbsrecht verstoßen. Durch die Ausnah-
mebestimmungen nach Art. 106 II AEUV (ex-Art. 86 II EGV) ließe sich zwar eine 
entsprechende Rechtfertigung erwirken, jedoch ist dafür ein langes Genehmi-
gungsverfahren notwendig, das bei konkreten Vertragsverletzungsverfahren auch 
nur im Nachhinein durchgeführt werden kann.

Rückbezogen auf diese Einbettung im europäischen Primärrecht ergibt sich der 
Spannungsbogen der vorliegend thematisierten ‚SSGI-Diskussion’ aus der Ein-
beziehung sozialer Dienstleistungen in das europäische Binnenmarktkonzept 
und dem gleichzeitigen Verbot staatlicher Subventionen. In diesem Gegensatz 
konkretisiert sich ein Spannungsfeld kompetitiver und kooperativer Regulie-
rungsmechanismen, dessen Ausbalancierung gerade auf ökonomisierten Wohl-
fahrtsmärkten eine fortwährende Herausforderung darstellt. In einem politischen 
Mehrebenensystem, das sich vermehrt durch das Neben- und Miteinander 
staatlicher und zivilgesellschaftlicher Regulierungsmechanismen auszeichnet 
(vgl. Mayntz 2004), werden insbesondere diese Fragen sozialer Natur in zuneh-
mendem Maß durch NPOs mitgestaltet werden. Die Partizipation des Dritten 
Sektors und seiner Organisationen in diesem sich europäisierenden Prozess der 
Politikgestaltung ist allerdings an gewisse Bedingungen geknüpft. Im Bereich der 
sozialen Dienste lassen sich diese Voraussetzungen gut an der SSGI-Diskussion 
verdeutlichen, in deren Rahmen NPOs versuchen, mit den Mitteln europäischer 
Politikgestaltung auf einen – in der Tendenz regulativen – Eingriff der EU zu re-
agieren.

1.1 Erkenntnisinteresse und leitende Fragestellung

Es ist wenig darüber bekannt, welche Strategien NPOs bei der Erweiterung ihrer 
nationalen Lobbyarbeit um eine europäische Perspektive verfolgen. Die Effizi-
enzerhöhung ihrer Interessenvertretung in den vertikal integrierten Governance-
Arenen des europäischen Mehrebenensystems stand bisher nur selten im Vor-
dergrund ihrer Organisationsziele. Welche Motive liegen ihren diesbezüglichen 
Aktivitäten zu Grunde? Welche innerorganisatorischen Dynamiken müssen da-
bei beachtet werden? Welche konkreten Absichten verfolgen die verschiedenen 
NPO-Akteure in Deutschland und England? Wie unterscheiden sich ihre Aktivi-
täten im Ländervergleich? Was lässt sich bei diesen Betrachtungen im Generellen 
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über die Vor- und Nachteile einer Einbindung von sozialen Dienstleistungen in 
das Binnenmarktkonzept der EU aussagen?

Die vorliegende Untersuchung hinterfragt diese Aspekte an der Schnittstelle von 
Zivilgesellschafts- und Europaforschung. Im Zentrum des Interesses steht die Fra-
ge, welche Governance-Implikationen sich am Beispiel der SSGI-Diskussion für 
deutsche und englische NPOs aus dem Prozess der europäischen Integration 
ergeben. Beantwortet wird diese Frage anhand der Ergebnisse einer qualitativen 
Erhebung, die mit einem Makro-Fokus unter deutschen und englischen NPO-
Vertretern3 sowie Experten der Europäischen Kommission (KOM) und kommu-
naler Organisationen in den beiden Untersuchungsländern durchgeführt wurde.

1.2 Quellenlage und Methodenwahl

Die Annäherung an diese Fragestellung erfolgt mittels einer empirischen Erhe-
bung, bestehend aus knapp zwei Dutzend Experteninterviews mit NPO-Experten, 
Kommissionsbeamten und Vertretern kommunaler Institutionen. Der größte Teil 
der Interviews wurde während einer dreiwöchigen Feldarbeitsreise in England 
und Brüssel durchgeführt (Wintersemester 2008/09). Ergänzende Gesprächster-
mine, die entsprechend des qualitativen Forschungsansatzes als leitfadengestütz-
te Interviews durchgeführt wurden, wurden im Sommersemester 2009 vor allem 
mit Experten in Deutschland durchgeführt.

Die Arbeit gründet in den ersten beiden Kapiteln auf einer umfangreichen Aus-
wertung relevanter Sekundärliteratur. Insbesondere wurden Materialien aus den 
Bereichen der politik- und rechtswissenschaftlichen Europaforschung, der ver-
gleichenden Wohlfahrtstheorie sowie der Governance- und Zivilgesellschaftsfor-
schung herangezogen. Darüber hinaus wurde in diesem ersten Teil der Arbeit 
in begrenztem Umfang auf Primärdokumente der KOM und relevanter NPOs 
zurückgegriffen. Die Untersuchung nimmt des Weiteren Bezug auf Forschungs-
ergebnisse der Nachwuchsgruppe Europäische Zivilgesellschaft und Multile-
vel Governance, NEZ (2004–2009)4 an der Westfälischen Wilhelms-Universität 
Münster, welcher der Autor angehört hat. Die Arbeit dieser Forschungsgruppe 
ist an der Schnittstelle von Transformationsforschung sowie policy-analytischer 
und demokratietheoretischer Europaforschung zu verorten. Der Fokus lag hier-
bei auf der Erforschung des Stellenwertes und der Bedeutung von gemeinnützi-

3 Im Fortfolgenden wird aus Gründen der besseren Lesbarkeit auf die parallele Verwendung 
der männlichen und der weiblichen Form verzichtet. Bei der Bezeichnung der männlichen 
Form ist vielmehr die Weibliche immer mit eingeschlossen, es sei denn es wird im jewei-
ligen Kontext ausdrücklich die weibliche Form verwendet.

4 http://nez.uni-muenster.de/index.php
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gen Organisationen im Hinblick auf die Demokratie und Effizienz europäischen 
Regierens. Wichtige Impulse sammelte der Autor zudem auf verschiedenen 
Workshops und Konferenzen des Civil Society and New Forms of Governance in 
Europe-Network of Excellence, CINEFOGO (2005-2009)5, dessen gesamteuro-
päische Perspektive auf die Schnittstelle von Zivilgesellschafts- und Governance-
Forschung ausgerichtet war.

Die Konzentration der Analyse auf das europäische Mehrebenensystem bringt 
inhaltliche Ausblendungen mit sich. Daher wird in der vorliegenden Arbeit wei-
testgehend darauf verzichtet, im Detail auf innerorganisatorische Widersprüche 
einzugehen, die sich in NPOs ergeben, sobald Entscheidungsabläufe und ge-
wohnte Verhaltensmuster mit der neuen Akteursrolle in Konflikt geraten. In den 
Kapiteln 5.1 und 6.1 sowie 7.3.1 werden diese Fragen eingeführt. Die entspre-
chenden Betrachtungen müssen auf Grund der Konzentration der Analyse auf die 
Arenen des europäischen Mehrebenensystems jedoch vergleichsweise skizzen-
haft bleiben. Genauso wenig kann im begrenzten Umfang dieser Arbeit detail-
liert auf die Rolle von Akteuren auf kommunaler oder mitgliedstaatlicher Ebene 
eingegangen werden, gleichwohl deren Sichtweisen für die SSGI-Diskussion oft 
von zentraler Bedeutung sind.6 Das Zusammenspiel dieser Regulierungsebenen 
wird in Kapitel 7.2 skizziert, kann jedoch auf Grund des NPO-Schwerpunktes 
der Untersuchung nicht im Detail erörtert werden.

1.3 Aufbau der Arbeit

Im ersten Kapitel der vorliegenden Arbeit wird zunächst in vergleichender Pers-
pektive die Bedeutung der Zivilgesellschaft als intermediärer Gesellschaftsbereich 
skizziert. Im Fokus dieser Ausführungen steht zunächst eine Rollenbeschreibung
von Zivilgesellschaft als „Raum gesellschaftlicher Selbstorganisation“ (Kocka 
2007: 34), der weder Staat noch Markt zuzuordnen ist und die Summe der ge-
meinnützigen Organisationen, Vereine und Netzwerke darstellt, welche sich im 
Besonderen durch ihre assoziative Natur auszeichnen. In diesem Zusammen-
hang ist insbesondere die Relevanz des Dritten Sektors für die Bereitstellung 
sozialer Dienste zu verdeutlichen, wobei die jeweils nationalen Besonderhei-
ten in der Dienstleistungserstellung im Vordergrund der Darstellung stehen. Für 
Deutschland ist hier auf die zunehmende Destabilisierung konsensorientierter 
Governance-Arenen einzugehen und in England spielt die Veränderung der 

5 http://www.cinefogo.com
6 Zur Behandlung der SSGI-Diskussion durch kommunale Akteure vergleiche: Tim Eyßell, 

„Europäisierung der Governance sozialer Dienste? Handlungsspielräume kommunaler So-
zialpolitik im europäischen Binnenmarkt“, Paper präsentiert auf DVPW-Kongress 2012, 
Tübingen 28.09.2012.
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sozialen Dienste in der Regierungszeit von „New Labour“ eine zentrale Rolle. 
Darauf aufbauend wird skizziert, wie sich das Politikfeld der sozialen Dienste 
gegenwärtig in ökonomisierender Perspektive verändert.

Im dritten Kapitel der Arbeit wird zunächst der Forschungsstand zur Europafor-
schung dargelegt, insbesondere bezüglich des gegenwärtigen Standes des euro-
päischen Integrationsprozesses. Im Sinne von Mayntz (2004: 68) ist dabei insbe-
sondere auf die spezifischen Charakteristika von Governance als der Regelung 
kollektiver Sachverhalte im Zusammenspiel von staatlichen und (zivil-) gesell-
schaftlichen Akteuren einzugehen. Darüber hinaus wird in diesem deskriptiven 
Abschnitt die Entwicklung der europäischen Sozialpolitik skizziert und auf den 
Widerspruch zwischen mitgliedstaatlicher Souveränität und der ökonomisieren-
den Logik des Binnenmarktkonzeptes eingegangen. In diesem Zusammenhang 
wird auch die Bedeutung der Dienstleistungsrichtlinie als regulative Schnittstelle 
zwischen Sozial- und Wirtschaftspolitik bzw. Wettbewerbspolitik erläutert. Ab-
schließend wird verdeutlicht, welche Rolle NPOs als Governance-Akteure im 
europäischen Mehrebenensystem spielen, wobei insbesondere die Eckpunkte 
der SSGI-Diskussion im Vordergrund stehen.

Die Kapitel fünf bis sieben bilden den zentralen Auswertungsteil der vorliegen-
den Arbeit. Hier werden jeweils für Deutschland (Kap. 5) und England (Kap. 6) 
sowie im Ländervergleich (Kap. 7) die Ergebnisse der qualitativen Untersuchung 
dargestellt. Dabei wird auf die Folgen der Ökonomisierung für NPOs eingegan-
gen (siehe insbes. Kap. 5.1 und 6.1), daran anschließend werden NPOs als Ak-
teure in lokalen Anbieterstrukturen näher beschrieben (Kap. 5.2 und 6.2) sowie 
ihre Rolle als Akteure in europäischen Governance-Arenen diskutiert (Kap. 5.3 
und 6.3). Im abschließenden Auswertungskapitel 7 werden diese Ergebnisse in 
komparativer Perspektive zusammengeführt und sowohl in Bezug auf die unter-
schiedlichen Rollenverteilungen im europäischen Mehrebenensystem analysiert 
(Kap. 7.2), als auch mit speziellem Bezug auf den Dritten Sektor (Kap 7.3). Der 
Aufbau der Auswertungskapitel lässt sich auch der schematischen Darstellung in 
Abb. 17, Kap. 7.0 entnehmen.

Zuletzt noch ein redaktioneller Hinweis: Englische Zitate werden in dieser Arbeit
auf Grund ihres zentralen Stellenwerts für die Entwicklung des Themas immer im
Original wiedergegeben.
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2. Paradigmenwechsel in der Sozialpolitik

An der sich wandelnden Bedeutung des Dritten Sektors für die Bereitstellung 
sozialer Dienste wird ein Paradigmenwechsel in sozialpolitischen Kernbereichen 
deutlich, der sich auch als Spannungsverhältnis von Kooperation und Konkur-
renz beschreiben lässt. Unter anderem wird diese Entwicklung an einer zuneh-
menden ‚Verwettbewerblichung’ lokaler Governance-Arrangements deutlich. 
Dabei eingesetzte Regulierungsinstrumente, zu denen beispielsweise enge Bud-
getrahmen oder die Schaffung von Angebotsmärkten gehören, sind im Rahmen 
staatlicher Sozialpolitik bisher eher nicht verbreitet gewesen (vgl. Bahle 2007: 
331ff.). Im Zuge dieser Entwicklung verändert sich die Vergabepraxis der Kom-
munen grundlegend, so dass auch in Deutschland nicht mehr primär auf klassi-
sche Formen der Kooperation und gewachsenen Zusammenarbeit mit der Freien 
Wohlfahrtspflege gesetzt wird. Vielmehr ist im Bereich der sozialen Dienste fest-
zustellen, wie von den Kooperationsmodi Vertrauen und Konsens zunehmend 
auf Wettbewerb und Konkurrenz umgestellt wird.

Ein jeweils länderspezifisches Bild dieser Veränderungsdynamik wird in Kapitel 
Kap. 2.3 skizziert. Zunächst wird im folgenden Abschnitt (Kap. 2.1) die Rolle 
der Zivilgesellschaft als intermediärer Gesellschaftsbereich umrissen. In der ge-
botenen Kürze soll eine Definition von Zivilgesellschaft eingeführt werden. Der 
Schwerpunkt liegt dabei auf der intermediären Funktion von Zivilgesellschaft, 
um darstellen zu können, wie zivilgesellschaftliche Akteure als Vermittler zwi-
schen den Interessen von Staat, Markt und Bürgern auftreten können. Ausgehend 
von einer daran anschließenden Beschreibung des Dritten Sektors als „Nukleus 
der Zivilgesellschaft“ (vgl. Anheier, Priller, u.a. 2000), wird in Kapitel 2.2 die 
grundlegende Bedeutung des Dritten Sektors für die sozialen Dienste hinterfragt. 
Ein Schwerpunkt dieser Ausführungen liegt auf der Veranschaulichung eines je-
weils länderspezifischen Bildes der sozialen Dienste im Kontext der sozialen 
Sicherungssysteme in Deutschland und England, bevor im dargestellten Sinn 
mögliche Ökonomisierungskonsequenzen skizziert werden.

2.1 Zivilgesellschaft als intermediärer Gesellschaftsbereich

In vielen Definitionen von Zivilgesellschaft wird diese als eine gesellschaftliche 
Sphäre beschrieben, in welcher die Interessen von Staat, Markt und Bürgern zu 
einem Ausgleich gebracht werden können (vgl. Birkhölzer, Klein, u.a. 2005; 
Zimmer 2007b: 44f.; Kocka 2007: 35). Die Zivilgesellschaft könnte sich dem-
nach als Ort entwerfen lassen, an dem die Gesellschaft fern von Markt und Staat 
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ihre ‚zivile’ Seite entdeckt. Hat die Gemeinschaft der Bürger hier assoziativ wir-
kende Verhaltensweisen gepflegt, die sich auch in Zeiten wirtschaftlicher Opti-
mierungsstrategien als Nährboden für kollektive „Vermittlungsagenturen“ (Bauer 
2005: 109) nutzbar machen lassen?

Bestimmte Vermittlungsdienstleistungen, beispielweise als Gewerkschaft die 
Interessen von Arbeitgebern und -nehmern zusammenzuführen (vgl. Abb. 1), 
könnten zivilgesellschaftliche Organisationen in der Tat zu Bindegliedern wer-
den lassen. Aus dieser Perspektive können sie helfen, bestimmte gesellschaftliche 
Interessen auszugleichen. „Zur terminologischen Bestimmung dieser Vermitt-
lungsleistungen eignet sich der Begriff der Intermediarität (ebd. – Eig. Hervorh.). 
Genau diese intermediäre Natur der zivilgesellschaftlichen Vermittlerfunktion 
wird in Abbildung 1 in den Mittelpunkt gestellt, indem der zivilgesellschaftliche 
Sektor auch in der modellhaften Darstellung zentral positioniert wird. In der Ab-
bildung sind beispielhaft Organisationen dargestellt, die in der gesellschaftlichen 
Praxis derartige Ausgleichsfunktionen übernehmen.

Mit Kocka (2007: 34) kann Zivilgesellschaft daher als „politisches Programm“ 
verstanden werden, also als das Konzept einer zivilen und demokratischen Ge-
meinschaft. „Mit ‚Zivilgesellschaft’ sind vielfältige kollektive und selbst gesteuer-
te nicht-gewalttätige Aktivitäten und Organisationen im sozialen Raum zwischen 
Staat, Markt und Privatsphäre gemeint“ (ebd., Hervorh. i. Orig.). Der zentrale 
Steuerungsmodus dieses vermittelnden gesellschaftlichen Bindegliedes liegt in 
einer Spielart des Altruismus: es geht um die Überwindung von Eigensinn durch 
Gemeinsinn, um die Sinnstiftung durch die Betonung des Stellenwerts von Soli-
darität. „Während im Sektor Staat die Steuerung nach der Handlungslogik ‚Hi-
erarchie’ oder ‚Macht’ erfolgt, funktioniert der Sektor Markt über ‚Wettbewerb’ 
oder ‚Tausch’. Im Dritten Sektor hingegen greift zum einen ‚Solidarität’ als altru-
istische, wechselseitige Hilfeorientierung […] sowie zum anderen ‚Sinn’, wobei 
diese Steuerungslogik durch die Facetten sozialer Sinn, Gemeinsinn sowie auch 
Eigensinn untersetzt ist“ (Zimmer und Priller 2005: 50f. – Hervorh. i. Orig.).
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ABB. 1: ZIVILGESELLSCHAFT ALS INTERMEDIÄRE GESELLSCHAFTLICHE SPHÄRE

Quelle: Nachwuchsgruppe Europäische Zivilgesellschaft und Multilevel Governance

In dieser Perspektive stellt die Zivilgesellschaft eine von drei gesellschaftlichen 
Sphären oder Sektoren dar, wobei der Staat für gewöhnlich als erster Sektor, der 
Markt als zweiter Sektor und die Zivilgesellschaft als dritter Sektor konzeptiona-
lisiert wird. In Abbildung 2 wird deutlich, dass diese Bereiche nicht trennscharf 
voneinander abzugrenzen sind. Vielmehr bilden sich an den Rändern der ge-
sellschaftlichen Sektoren Möglichkeiten des Übergangs. Durch die römischen 
Ziffern I–III sind jene Bereiche sich überschneidender Handlungslogiken gekenn-
zeichnet, in der dieselbe Person in verschiedenen Rollen in Erscheinung treten 
kann. Die Grenzen zwischen den gesellschaftlichen Sphären oder Sektoren 
werden durchlässig. In dieser Durchlässigkeit der bereichslogischen Differenzie-
rung (Bereiche I–III, Abb. 2) wird die vermittelnde Funktion der Zivilgesellschaft 
besonders stark betont. In dieser Darstellung werden die Begriffe des ‚Dritten 
Sektors’ und der ‚Zivilgesellschaft’ vergleichsweise synonym und wenig trenn-
scharf eingeführt. Bei einer stärker differenzierten Betrachtung ist einzugrenzen, 
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dass die Organisationen des Dritten Sektors keinesfalls gleichbedeutend sind mit 
der Zivilgesellschaft als Ganzem, vielmehr bilden diese in gewisser Weise das 
institutionalisierte Kernstück, gleichsam das Rückgrat der Zivilgesellschaft. In 
dieser Perspektive wird der Dritte Sektor mit seinen Organisationen zu einer Art 
„Nukleus der Zivilgesellschaft“ (vgl. Anheier, Priller, u.a. 2000).

ABB. 2: GESELLSCHAFT ALS SPHÄRENMODELL

Quelle: Eigene Darstellung

Diese infrastrukturelle Funktion des Dritten Sektors lässt sich weiter verdeutli-
chen, indem zwischen den beiden Phasen des Politikgestaltungsprozesses unter-
schieden wird, also dem Abschnitt der Politikformulierung (Input) und der Etap-
pe der Politikimplementierung (Output). In einer output-orientierten Perspektive 
kann auf die Dienstleistungsrelevanz des Dritten Sektors abgestellt werden, des-
sen „private Einrichtungen für eine bürgernahe und effiziente Dienstleistungs-
erstellung sorgen“ (Birkhölzer, Priller, u.a. 2005: 43). Im Gegensatz zu dieser 
output-orientierten Thematisierung des Dritten Sektors als Dienstleistungsprodu-
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zent wird aus einer inputorientierten Betrachtung dessen sozialintegrative Rolle 
in den Mittelpunkt der Analyse gestellt, wobei hier zumeist sozialanwaltschaft-
liche Überlegungen im Vordergrund stehen. Der Dritte Sektor wird als institu-
tionalisiertes Herzstück der Zivilgesellschaft für manche Beobachter sogar zur 
„Schule der Demokratie“ (Anheier und Freise 2004: 109), in deren Einrichtungen 
und Institutionen sich demokratische Verhaltensweise in überhöhter Form erler-
nen und habitualisieren lassen (vgl. Kocka 2001). Demzufolge bedingt das zi-
vilgesellschaftliche Pardigma die Entstehung neuer Konzepte jenseits staatlicher 
„Gängelung“ (ebd.). Der Dritte Sektor erscheint hier als eigentlicher Nährboden 
für intermediäre „Vermittlungsagenturen“, die Bauer (2005: 109) auf der zivilen 
Seite unserer Gesellschaft auszumachen glaubt.

Die Nähe der beiden Begriffe Zivilgesellschaft und Dritter Sektor verdeutlicht 
sich einmal mehr in der vergleichenden Analyse der oben stehenden Abbildung 
1 und der Abbildung 3 (Kap. 2.2.1). Beide Schaubilder unterscheiden sich auf 
den ersten Blick nur durch die differente Verwendung der Begriffe Zivilgesell-
schaft und Dritter Sektor. In beiden Modellen sind diese an intermediärer Stelle 
zwischen den gesellschaftlichen Teilsphären Staat, Markt und Privatheit bzw. Fa-
milie verortet. Zivilgesellschaft und Dritter Sektor erscheinen in beiden Modellen 
als assoziativer Raum zwischen und mit Bezug zu allen anderen gesellschaftli-
chen Bereichen. Der entscheidende Mehrwert einer vergleichenden Betrachtung 
beider Modelle liegt jedoch in ihrer unterschiedlichen Visualisierung. Während 
die Zivilgesellschaft in beiden schematischen Darstellungen als eine von drei re-
spektive vier gesellschaftlichen Teilbereichen veranschaulicht wird, versteht das 
Sektorendreieck in Abbildung 3 den Dritten Sektor weniger als gleichberechtigte 
Sphäre, sondern vielmehr als Kernbereich im Herzen der Gesellschaft.

In dieser modellhaften Überhöhung wird deutlich, woraus sich die besondere 
assoziative Kraft des Dritten Sektors konstituiert. Im Gegensatz zur Zivilgesell-
schaft als einer von vier Teilbereichen in einem Modell gleichberechtigt neben-
einander stehender gesellschaftlicher Einflusssphären (Abb. 1), begründet sich 
die Sonderrolle des Dritten Sektors durch die Fähigkeit seiner Organisationen 
unterschiedliche gesellschaftliche Logiken wechselseitig einzubinden. Die Orga-
nisationen des Dritten Sektors verfügen über die Expertise zur Formulierung von 
Kernbotschaften, die für alle gesellschaftlichen Akteure und Interessengruppen 
gleichsam greifbar und nachvollziehbar sind: „Not sehen und handeln“ (Deut-
scher Caritasverband); „MiteinanderManagement“ (Diakonie Bayern); „Dabei-
sein mit Herz“ (AWO Sachsen-Anhalt); „Von Menschen Für Menschen“ (AWO 
Bremen); „Just one World“ (CAFOD, Hilfswerk der katholischen Kirche in Eng-


